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c)1 sind bei Gewinnermittlung nach § 4 Absatz 3 die Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
für Wirtschaftsgüter des Umlaufvermögens im Zeitpunkt des Zuflusses des Veräußerungs-
erlöses oder bei Entnahme im Zeitpunkt der Entnahme als Betriebsausgaben zu berück-
sichtigen. 2§ 4 Absatz 3 Satz 5 gilt entsprechend. 

(3)2 1Nach Maßgabe des § 93 c der Abgabenordnung haben die Träger der Sozialleistungen 
im Sinne des Absatzes  1 Satz 1 Nummer  1 für jeden Leistungsempfänger der für seine Be-
steuerung nach dem Einkommen zuständigen Finanzbehörde neben den nach § 93 c Absatz 1 
der Abgabenordnung erforderlichen Angaben die Daten über die im Kalenderjahr gewähr- 
ten Leistungen sowie die Dauer des Leistungszeitraums zu übermitteln, soweit die Leistungen 
nicht in der Lohnsteuerbescheinigung anzugeben sind (§ 41 b Absatz 1 Satz 2 Nummer 5); § 41 b 
Absatz 2 und § 22a Absatz 2 gelten entsprechend. 2Die mitteilungspflichtige Stelle hat den 
Empfänger der Leistungen auf die steuerliche Behandlung dieser Leistungen und seine Steuer-
erklärungspflicht hinzuweisen. 3 In den Fällen des § 170 Absatz 1 des Dritten Buches Sozial-
gesetzbuch gilt als Empfänger des an Dritte ausgezahlten Insolvenzgeldes der Arbeitnehmer, der 
seinen Arbeitsentgeltanspruch übertragen hat. 

(4)2 1 In den Fällen des Absatzes 3 ist für die Anwendung des § 72 a Absatz 4 und des § 93 c 
Absatz 4 Satz 1 der Abgabenordnung das Betriebsstättenfinanzamt des Trägers der jeweiligen 
Sozialleistungen zuständig. 2Sind für ihn mehrere Betriebsstättenfinanzämter zuständig oder hat 
er keine Betriebsstätte im Sinne des § 41 Absatz 2, so ist das Finanzamt zuständig, in dessen Be-
zirk sich seine Geschäftsleitung nach § 10 der Abgabenordnung im Inland befindet. 

(5)2 Die nach Absatz 3 übermittelten Daten können durch das nach Absatz 4 zuständige Fi-
nanzamt bei den für die Besteuerung der Leistungsempfänger nach dem Einkommen zuständi-
gen Finanzbehörden abgerufen und zur Anwendung des § 72a Absatz 4 und des § 93c Absatz 4 
Satz 1 der Abgabenordnung verarbeitet werden.  

  
§ 32 c3 Tarifermäßigung bei Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft 

(1) 1Auf Antrag des Steuerpflichtigen wird nach Ablauf von drei Veranlagungszeiträumen 
(Betrachtungszeitraum) unter den Voraussetzungen des Absatzes 5 für Einkünfte aus Land- und 
Forstwirtschaft im Sinne des § 13 eine Tarifermäßigung nach Satz 2 gewährt. 2 Ist die Summe 
der tariflichen Einkommensteuer, die innerhalb des Betrachtungszeitraums auf die steuerpflichti-
gen Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft im Sinne des § 13 entfällt, höher als die Summe 
der nach Absatz 2 ermittelten fiktiven tariflichen Einkommensteuer, die innerhalb des Betrach-
tungszeitraums auf die steuerpflichtigen Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft im Sinne des 
§ 13 entfällt, wird bei der Steuerfestsetzung des letzten Veranlagungszeitraums im Betrachtungs-
zeitraum die tarifliche Einkommensteuer um den Unterschiedsbetrag ermäßigt. 3Satz 1 gilt 
nicht, wenn nur in einem Veranlagungszeitraum des Betrachtungszeitraums Einkünfte aus Land- 
und Forstwirtschaft erzielt werden. 

(2) 1Die fiktive tarifliche Einkommensteuer, die auf die steuerpflichtigen Einkünfte aus 
Land- und Forstwirtschaft im Sinne des § 13 entfällt, wird für jeden Veranlagungszeitraum des 
Betrachtungszeitraums gesondert ermittelt. 2Dabei treten an die Stelle der tatsächlichen Ein-
künfte aus Land- und Forstwirtschaft im Sinne des § 13 die nach Satz 3 zu ermittelnden durch-
schnittlichen Einkünfte. 3Zur Ermittlung der durchschnittlichen Einkünfte aus Land- und 
Forstwirtschaft wird die Summe der tatsächlichen Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft der 
Veranlagungszeiträume eines Betrachtungszeitraums gleichmäßig auf die Veranlagungszeiträume 
des Betrachtungszeitraums verteilt.  

(3) 1Die auf die steuerpflichtigen Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft im Sinne des § 13 
entfallende tarifliche Einkommensteuer im Sinne des Absatzes 1 ermittelt sich aus dem Verhältnis 
der positiven steuerpflichtigen Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft zur Summe der positi-
ven Einkünfte. 2Entsprechendes gilt bei der Ermittlung der fiktiven tariflichen Einkommen-
steuer. 3Bei Ehegatten, die nach den §§ 26, 26 b zusammen zur Einkommensteuer veranlagt 
werden, werden für die Ermittlung der Einkünfte jeder Einkunftsart im Sinne des Satzes 1 die 
Einkünfte beider Ehegatten zusammengerechnet. 

(4) Bei der Ermittlung der tatsächlichen und der durchschnittlichen Einkünfte aus Land- und 
Forstwirtschaft im Sinne der Absätze 2 und 3 bleiben außer Betracht: 
 1. außerordentliche Einkünfte nach § 34 Absatz 2,  
 2. nach § 34 a begünstigte nicht entnommene Gewinne sowie 
 3. Einkünfte aus außerordentlichen Holznutzungen im Sinne des § 34 b Absatz 1 und 2. 
_______________________________________________________________________________________ 

1 § 32 b Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Satz 2 Buchstabe c angefügt durch Gesetz vom 26. 6. 2013 (BGBl. I S. 1809); zur erstmaligen 
Anwendung siehe § 52 Abs. 33 Satz 1. 

2 § 32 b Abs. 3 ersetzt durch Abs. 3 bis 5 mit Wirkung ab 1. 1. 2018 durch Gesetz vom 18. 7. 2016 (BGBl. I S. 1679); zur 
erstmaligen Anwendung siehe § 52 Abs. 33 Satz 3. 

§ 32 b Abs. 5 geändert mit Wirkung ab VZ 2019 durch Gesetz vom 20. 11. 2019 (BGBl. I S. 1626). 
3 § 32 c eingefügt durch Gesetz vom 20. 12. 2016 (BGBl. I S. 3045), aufgehoben durch Art. 31 des Gesetzes 12. 12. 2019 

(BGBl. I S. 2451); eingefügt mit Wirkung ab VZ 2016 durch Gesetz vom 12. 12. 2019 (BGBl. I S. 2451 i. V. m. Bek. vom 
18. 3. 2020, BGBl. I S. 597); zur erstmaligen und zur letztmaligen Anwendung siehe § 52 Abs. 33 a. 
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(5) 1Die Inanspruchnahme der Tarifermäßigung ist nur zulässig, wenn 
1. für negative Einkünfte, die im ersten Veranlagungszeitraum des Betrachtungszeitraums erzielt 

wurden, kein Verlustrücktrag nach § 10 d Absatz 1 in den letzten Veranlagungszeitraum eines 
vorangegangenen Betrachtungszeitraums vorgenommen wurde, 

2. für negative Einkünfte, die im zweiten und dritten Veranlagungszeitraum des Betrachtungs-
zeitraums erzielt wurden, kein Antrag nach § 10 d Absatz 1 Satz 5 gestellt wurde, 

3. der Steuerpflichtige kein Unternehmer in Schwierigkeiten im Sinne der Rahmenregelung 
der Europäischen Union für staatliche Beihilfen im Agrar- und Forstsektor und in ländlichen 
Gebieten 2014–2020 (2014/C 204/01) (ABl. C 204 vom 1. 7. 2014, S. 1) ist, 

 4. ein Steuerpflichtiger, der zu einer Rückzahlung von Beihilfen auf Grund eines früheren Be-
schlusses der Europäischen Kommission zur Feststellung der Unzulässigkeit einer Beihilfe und 
ihrer Unvereinbarkeit mit dem Binnenmarkt verpflichtet worden ist, dieser Rückforderungs-
anordnung vollständig nachgekommen ist, 

 5. der Steuerpflichtige weder einen der in Artikel 10 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 508/ 
2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 über den Europäischen 
Meeres- und Fischereifonds und zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 2328/2003, (EG) 
Nr. 861/2006, (EG) 1198/2006 und (EG) Nr. 791/2007 des Rates und der Verordnung (EU) 
Nr. 1255/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 149 vom 20. 5. 2014, S. 1) 
genannten Verstöße oder Vergehen noch einen Betrug gemäß Artikel 10 Absatz 3 dieser Ver-
ordnung in dem Zeitraum begangen hat, der in den delegierten Rechtsakten auf der Grund-
lage von Artikel 10 Absatz 4 dieser Verordnung festgelegt ist, und 

 6. ein Steuerpflichtiger mit Einkünften aus Binnenfischerei, Teichwirtschaft oder Fischzucht für 
Binnenfischerei und Teichwirtschaft versichert, dass er für einen Zeitraum von fünf Jahren 
nach Bekanntgabe des Einkommensteuerbescheids, mit dem die Tarifermäßigung gewährt 
wird, die Bestimmungen der Gemeinsamen Fischereipolitik einhalten wird. 

2Der Steuerpflichtige hat bei der Beantragung der Tarifermäßigung zu erklären, dass die in 
Satz 1 Nummer 3 bis 6 genannten Voraussetzungen bestehen. 3Der Steuerpflichtige hat  
dem zuständigen Finanzamt nach Beantragung der Tarifermäßigung unverzüglich mitzutei- 
len, wenn eine der in Satz 1 Nummer 3 bis 6 genannten Voraussetzungen nicht mehr vor- 
liegt. 

(6)1 1 Ist für einen Veranlagungszeitraum, in dem eine Tarifermäßigung nach Absatz 1 gewährt 
wurde, bereits ein Einkommensteuerbescheid erlassen worden, ist dieser zu ändern, soweit sich in 
einem Einkommensteuerbescheid des Betrachtungszeitraums Besteuerungsgrundlagen ändern. 
2Die Festsetzungsfrist endet insoweit nicht, bevor die Festsetzungsfrist für den Veranlagungszeit-
raum abgelaufen ist, in dem sich die Besteuerungsgrundlagen geändert haben. 3Die Sätze 1 
und 2 gelten in den Fällen des § 36 Absatz 2 Nummer 4 entsprechend für die Anrechnungs- 
verfügung. 

(7) 1Wird während eines Zeitraums von fünf Jahren nach Bekanntgabe des Einkommensteu-
erbescheids, mit dem die Tarifermäßigung für den jeweiligen Betrachtungszeitraum gewährt 
wird, einer der in Artikel 10 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 508/2014 genannten Verstöße 
durch die zuständige Behörde festgestellt, ist eine Tarifermäßigung im Sinne des Absatzes 1 
Satz 2 rückgängig zu machen. 2Ein solcher Verstoß gilt als rückwirkendes Ereignis im Sinne von 
§ 175 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 in Verbindung mit Absatz 2 der Abgabenordnung. 3Der Steu-
erpflichtige hat einen Verstoß unverzüglich nach dessen Feststellung dem zuständigen Finanzamt 
anzuzeigen. 4Die Festsetzungsfrist für die Steuer endet nicht vor Ablauf von vier Jahren nach 
Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Finanzbehörde von dem Verstoß nach Satz 1 Kenntnis 
erlangt hat. 

 
 

§ 32 d Gesonderter Steuertarif für Einkünfte aus Kapitalvermögen  
(1) 1Die Einkommensteuer für Einkünfte aus Kapitalvermögen, die nicht unter § 20 Ab- 

satz 8 fallen, beträgt 25 Prozent. 2Die Steuer nach Satz 1 vermindert sich um die nach Maß- 
gabe des Absatzes 5 anrechenbaren ausländischen Steuern. 3 Im Fall der Kirchensteuerpflicht 
ermäßigt sich die Steuer nach den Sätzen 1 und 2 um 25 Prozent der auf die Kapitalerträge 
entfallenden Kirchensteuer. 4Die Einkommensteuer beträgt damit 

qe

k.

– 4

4+
 

5Dabei sind „e“ die nach den Vorschriften des § 20 ermittelten Einkünfte, „q“ die nach Maß-
gabe des Absatzes 5 anrechenbare ausländische Steuer und „k“ der für die Kirchensteuer er-
hebende Religionsgesellschaft (Religionsgemeinschaft) geltende Kirchensteuersatz. 
_______________________________________________________________________________________ 

1 § 32 c Abs. 6 Satz 3 geändert durch Gesetz vom 21. 12. 2020 (BGBl. I S. 3096). 
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(2) Absatz 1 gilt nicht 
1. für Kapitalerträge im Sinne des § 20 Absatz 1 Nummer 4 und 7 sowie Absatz 2 Satz 1 Num-

mer 4 und 7, 
a)1 wenn Gläubiger und Schuldner einander nahe stehende Personen sind, soweit die den  

Kapitalerträgen entsprechenden Aufwendungen beim Schuldner Betriebsausgaben oder 
Werbungskosten im Zusammenhang mit Einkünften sind, die der inländischen Be- 
steuerung unterliegen und § 20 Absatz 9 Satz 1 zweiter Halbsatz keine Anwendung fin- 
det, 

b)2  wenn sie von einer Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft an einen Anteilseigner gezahlt 
werden, der zu mindestens 10 Prozent an der Gesellschaft oder Genossenschaft beteiligt  
ist, soweit die den Kapitalerträgen entsprechenden Aufwendungen beim Schuldner Be- 
triebsausgaben oder Werbungskosten im Zusammenhang mit Einkünften sind, die der  
inländischen Besteuerung unterliegen und § 20 Absatz 9 Satz 1 zweiter Halbsatz keine  
Anwendung findet. 2Dies gilt auch, wenn der Gläubiger der Kapitalerträge eine dem An- 
teilseigner nahe stehende Person ist, oder 

 c) soweit ein Dritter die Kapitalerträge schuldet und diese Kapitalanlage im Zusammenhang 
mit einer Kapitalüberlassung an einen Betrieb des Gläubigers steht. 2Dies gilt entspre-
chend, wenn Kapital überlassen wird 

 aa) an eine dem Gläubiger der Kapitalerträge nahestehende Person oder 
 bb) an eine Personengesellschaft, bei der der Gläubiger der Kapitalerträge oder eine diesem 

nahestehende Person als Mitunternehmer beteiligt ist oder 
 cc) an eine Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft, an der der Gläubiger der Kapital- 

erträge oder eine diesem nahestehende Person zu mindestens 10 Prozent beteiligt  
ist, 

  sofern der Dritte auf den Gläubiger oder eine diesem nahestehende Person zurückgreifen 
kann. 3Ein Zusammenhang ist anzunehmen, wenn die Kapitalanlage und die Kapitalüber-
lassung auf einem einheitlichen Plan beruhen. 4Hiervon ist insbesondere dann auszugehen, 
wenn die Kapitalüberlassung in engem zeitlichen Zusammenhang mit einer Kapitalanlage 
steht oder die jeweiligen Zinsvereinbarungen miteinander verknüpft sind. 5Von einem 
Zusammenhang ist jedoch nicht auszugehen, wenn die Zinsvereinbarungen marktüblich 
sind oder die Anwendung des Absatzes 1 beim Steuerpflichtigen zu keinem Belastungs-
vorteil führt. 6Die Sätze 1 bis 5 gelten sinngemäß, wenn das überlassene Kapital vom 
Gläubiger der Kapitalerträge für die Erzielung von Einkünften im Sinne des § 2 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 4, 6 und 7 eingesetzt wird. 

2 Insoweit findet § 20 Absatz 6 und 9 keine Anwendung; 
2. für Kapitalerträge im Sinne des § 20 Absatz 1 Nummer 6 Satz 2. 2 Insoweit findet § 20 Ab-

satz 6 keine Anwendung; 
3. auf Antrag für Kapitalerträge im Sinne des § 20 Absatz 1 Nummer 1 und Nummer 2 aus  

einer Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft, wenn der Steuerpflichtige im Veranlagungs-
zeitraum, für den der Antrag erstmals gestellt wird, unmittelbar oder mittelbar 

 a) zu mindestens 25 Prozent an der Kapitalgesellschaft beteiligt ist oder 
 b)3 zu mindestens 1 Prozent an der Kapitalgesellschaft beteiligt ist und durch eine beruf- 

liche Tätigkeit für diese maßgeblichen unternehmerischen Einfluss auf deren wirtschaft-
liche Tätigkeit nehmen kann. 

 2 Insoweit finden § 3 Nummer 40 Satz 2 und § 20 Absatz 6 und 9 keine Anwendung. 3Der 
Antrag gilt für die jeweilige Beteiligung erstmals für den Veranlagungszeitraum, für den er ge-
stellt worden ist. 4Er ist spätestens zusammen mit der Einkommensteuererklärung für den je-
weiligen Veranlagungszeitraum zu stellen und gilt, solange er nicht widerrufen wird, auch für 
die folgenden vier Veranlagungszeiträume, ohne dass die Antragsvoraussetzungen erneut zu 
belegen sind. 5Die Widerrufserklärung muss dem Finanzamt spätestens mit der Steuer-
erklärung für den Veranlagungszeitraum zugehen, für den die Sätze 1 bis 4 erstmals nicht mehr 
angewandt werden sollen. 6Nach einem Widerruf ist ein erneuter Antrag des Steuerpflichti-
gen für diese Beteiligung an der Kapitalgesellschaft nicht mehr zulässig; 

4.4 
· 5 für Bezüge im Sinne des § 20 Absatz 1 Nummer 1 und für Einnahmen im Sinne des § 20 
Absatz 1 Nummer 9, soweit sie das Einkommen der leistenden Körperschaft gemindert haben; 
dies gilt nicht, soweit eine verdeckte Gewinnausschüttung das Einkommen einer dem Steuer- 
pflichtigen nahe stehenden Person erhöht hat und § 32 a des Körperschaftsteuergesetzes auf 
die Veranlagung dieser nahe stehenden Person keine Anwendung findet. 

_______________________________________________________________________________________ 
1 § 32 d Abs. 2 Nr. 1 Satz 1 Buchstabe a neugefasst durch Gesetz vom 8. 12. 2010 (BGBl. I S. 1768). 
2 § 32 d Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe b Satz 1 letzter Halbsatz angefügt durch Gesetz vom 21. 12. 2020 (BGBl. I S. 3096); zur 

Anwendung siehe § 52 Abs. 33 b Satz 1 und 2. 
3 § 32 d Abs. 2 Nr. 3 Buchstabe b geändert durch Gesetz vom 20. 12. 2016 (BGBl. I S. 3000); Buchstabe b in dieser Fas-

sung ist erstmals auf Anträge für den Veranlagungszeitraum 2017 anzuwenden (§ 52 Abs. 33 a i. d. F. des Gesetzes vom 20. 12. 
2016). 

4 § 32 d Abs. 2 Nr. 4 angefügt mit Wirkung ab VZ 2011 durch Gesetz vom 8. 12. 2010 (BGBl. I S. 1768). 
5 § 32 d Abs. 2 Nr. 4 geändert durch Gesetz vom 26. 6. 2013 (BGBl. I S. 1809). 
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(3)1 1Steuerpflichtige Kapitalerträge, die nicht der Kapitalertragsteuer unterlegen haben, hat 
der Steuerpflichtige in seiner Einkommensteuererklärung anzugeben. 2Für diese Kapitalerträge 
erhöht sich die tarifliche Einkommensteuer um den nach Absatz 1 ermittelten Betrag. 3 Im Fall 
des Satzes 1 ist eine Veranlagung ungeachtet von § 46 Absatz 2 durchzuführen. 

(4) Der Steuerpflichtige kann mit der Einkommensteuererklärung für Kapitalerträge, die 
der Kapitalertragsteuer unterlegen haben, eine Steuerfestsetzung entsprechend Absatz 3 Satz 2 
insbesondere in Fällen eines nicht vollständig ausgeschöpften Sparer-Pauschbetrags, einer An-
wendung der Ersatzbemessungsgrundlage nach § 43 a Absatz 2 Satz 7, eines noch nicht im 
Rahmen des § 43 a Absatz 3 berücksichtigten Verlusts, eines Verlustvortrags nach § 20 Ab- 
satz 6 und noch nicht berücksichtigter ausländischer Steuern, zur Überprüfung des Steuer-
einbehalts dem Grund oder der Höhe nach oder zur Anwendung von Absatz 1 Satz 3 bean-
tragen. 

(5)2 1 In den Fällen der Absätze 3 und 4 ist bei unbeschränkt Steuerpflichtigen, die mit aus-
ländischen Kapitalerträgen in dem Staat, aus dem die Kapitalerträge stammen, zu einer der deut-
schen Einkommensteuer entsprechenden Steuer herangezogen werden, die auf ausländische  
Kapitalerträge festgesetzte und gezahlte und um einen entstandenen Ermäßigungsanspruch ge-
kürzte ausländische Steuer, jedoch höchstens 25 Prozent ausländische Steuer auf den einzelnen 
steuerpflichtigen Kapitalertrag, auf die deutsche Steuer anzurechnen. 2Soweit in einem Ab-
kommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung die Anrechnung einer ausländischen Steuer 
einschließlich einer als gezahlt geltenden Steuer auf die deutsche Steuer vorgesehen ist, gilt 
Satz 1 entsprechend. 3Die ausländischen Steuern sind nur bis zur Höhe der auf die im jeweili-
gen Veranlagungszeitraum bezogenen Kapitalerträge im Sinne des Satzes 1 entfallenden deut-
schen Steuer anzurechnen. 

(6)3 1Auf Antrag des Steuerpflichtigen werden anstelle der Anwendung der Absätze 1, 3  
und 4 die nach § 20 ermittelten Kapitaleinkünfte den Einkünften im Sinne des § 2 hinzuge-
rechnet und der tariflichen Einkommensteuer unterworfen, wenn dies zu einer niedrigeren Ein-
kommensteuer einschließlich Zuschlagsteuern führt (Günstigerprüfung). 2Absatz 5 ist mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass die nach dieser Vorschrift ermittelten ausländischen Steuern auf die  
zusätzliche tarifliche Einkommensteuer anzurechnen sind, die auf die hinzugerechneten Kapital-
einkünfte entfällt. 3Der Antrag kann für den jeweiligen Veranlagungszeitraum nur einheitlich für 
sämtliche Kapitalerträge gestellt werden. 4Bei zusammenveranlagten Ehegatten kann der Antrag 
nur für sämtliche Kapitalerträge beider Ehegatten gestellt werden. 

 

§ 33 Außergewöhnliche Belastungen  
(1) Erwachsen einem Steuerpflichtigen zwangsläufig größere Aufwendungen als der über-

wiegenden Mehrzahl der Steuerpflichtigen gleicher Einkommensverhältnisse, gleicher Ver-
mögensverhältnisse und gleichen Familienstands (außergewöhnliche Belastung), so wird auf  
Antrag die Einkommensteuer dadurch ermäßigt, dass der Teil der Aufwendungen, der die dem 
Steuerpflichtigen zumutbare Belastung (Absatz 3) übersteigt, vom Gesamtbetrag der Einkünfte 
abgezogen wird. 

(2)4 1Aufwendungen erwachsen dem Steuerpflichtigen zwangsläufig, wenn er sich ihnen aus 
rechtlichen, tatsächlichen oder sittlichen Gründen nicht entziehen kann und soweit die Auf-
wendungen den Umständen nach notwendig sind und einen angemessenen Betrag nicht über-
steigen. 2Aufwendungen, die zu den Betriebsausgaben, Werbungskosten oder Sonderausgaben 
gehören bleiben dabei außer Betracht; das gilt für Aufwendungen im Sinne des § 10 Absatz 1 
Nummer 7 und 9 nur insoweit, als sie als Sonderausgaben abgezogen werden können. 3Auf-
wendungen, die durch Diätverpflegung entstehen, können nicht als außergewöhnliche Belastung 
berücksichtigt werden. 4Aufwendungen für die Führung eines Rechtsstreits (Prozesskosten) 
sind vom Abzug ausgeschlossen, es sei denn, es handelt sich um Aufwendungen ohne die der 
Steuerpflichtige Gefahr liefe, seine Existenzgrundlage zu verlieren und seine lebensnotwendigen 
Bedürfnisse in dem üblichen Rahmen nicht mehr befriedigen zu können. 

(2 a)5 1Abweichend von Absatz 1 wird für Aufwendungen für durch eine Behinderung veran-
lasste Fahrten nur eine Pauschale gewährt (behinderungsbedingte Fahrtkostenpauschale). 2Die 
Pauschale erhalten: 
 1. Menschen mit einem Grad der Behinderung von mindestens 80 oder mit einem Grad der 

Behinderung von mindestens 70 und dem Merkzeichen „G“, 
 2. Menschen mit dem Merkzeichen „aG“, mit dem Merkzeichen „Bl“, mit dem Merkzeichen 

„TBl“ oder mit dem Merkzeichen „H“. 
_______________________________________________________________________________________ 

1 § 32 d Abs. 3 Satz 3 angefügt mit Wirkung ab VZ 2019 durch Gesetz vom 12. 12. 2019 (BGBl. I S. 2451). 
2 § 32 d Abs. 5 Satz 1 geändert mit Wirkung ab VZ 2021 durch Gesetz vom 21. 12. 2020 (BGBl. I S. 3096). 
3 § 32 d Abs. 6 Satz 1 geändert durch Gesetz vom 8. 12. 2010 (BGBl. I S. 1768). 
4 § 33 Abs. 2 Satz 2 geändert mit Wirkung ab VZ 2012 durch Gesetz vom 1. 11. 2011 (BGBl. I S. 2131); Abs. 2 Satz 4 an-

gefügt mit Wirkung ab VZ 2013 durch Gesetz vom 26. 6. 2013 (BGBl. I S. 1809). 
5 § 33 Abs. 2 a eingefügt und Abs. 4 geändert durch Gesetz vom 9. 12. 2020 (BGBl. I S. 2770); zur erstmaligen Anwen-

dung siehe § 52 Abs. 33 c. 
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3Bei Erfüllung der Anspruchsvoraussetzungen nach Satz 2 Nummer 1 beträgt die Pauschale 
900 Euro. 4Bei Erfüllung der Anspruchsvoraussetzungen nach Satz 2 Nummer 2 beträgt die 
Pauschale 4500 Euro. 5 In diesem Fall kann die Pauschale nach Satz 3 nicht zusätzlich in An-
spruch genommen werden. 6Über die Fahrtkostenpauschale nach Satz 1 hinaus sind keine  
weiteren behinderungsbedingten Fahrtkosten als außergewöhnliche Belastung nach Absatz 1 
berücksichtigungsfähig. 7Die Pauschale ist bei der Ermittlung des Teils der Aufwendungen im 
Sinne des Absatzes 1, der die zumutbare Belastung übersteigt, einzubeziehen. 8Sie kann auch 
gewährt werden, wenn ein Behinderten-Pauschbetrag nach § 33b Absatz 5 übertragen wurde. 
9§ 33b Absatz 5 ist entsprechend anzuwenden. 

(3) 1Die zumutbare Belastung beträgt  

bei einem Gesamtbetrag der Einkünfte 
bis 

15 340 EUR 

über 
15 340 EUR 

bis 
51 130 EUR 

über 
51 130 EUR 

    
1. bei Steuerpflichtigen, 
 die keine Kinder haben und bei denen die Einkom-

mensteuer 

   

 a) nach § 32 a Absatz 1, 5 6 7 
 b) nach § 32 a Absatz 5 oder 6 (Splitting-Verfahren) 4 5 6 

zu berechnen ist;    
2. bei Steuerpflichtigen mit    
 a) einem Kind oder zwei Kindern, 2 3 4 
 b) drei oder mehr Kindern 1 1 2 

 Prozent des Gesamtbetrags der 
Einkünfte.  

2Als Kinder des Steuerpflichtigen zählen die, für die er Anspruch auf einen Freibetrag nach § 32 
Absatz 6 oder auf Kindergeld hat. 

(4)1 Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates die Einzelheiten des Nachweises von Aufwendungen nach Absatz 1 und der An-
spruchsvoraussetzungen nach Absatz 2 a2 zu bestimmen. 

 
§ 33 a Außergewöhnliche Belastung in besonderen Fällen  

(1)3 
· 4 1Erwachsen einem Steuerpflichtigen Aufwendungen für den Unterhalt und eine et-

waige Berufsausbildung einer dem Steuerpflichtigen oder seinem Ehegatten gegenüber gesetz-
lich unterhaltsberechtigten Person, so wird auf Antrag die Einkommensteuer dadurch ermäßigt, 
dass die Aufwendungen bis zu 97445 [ab VZ 2022: 9984]5 Euro im Kalenderjahr vom Ge- 
samtbetrag der Einkünfte abgezogen werden. 2Der Höchstbetrag nach Satz 1 erhöht sich um 
den Betrag der im jeweiligen Veranlagungszeitraum nach § 10 Absatz 1 Nummer 3 für die Absi-
cherung der unterhaltsberechtigten Person aufgewandten Beiträge; dies gilt nicht für Kranken- 
und Pflegeversicherungsbeiträge, die bereits nach § 10 Absatz 1 Nummer 3 Satz 1 anzusetzen 
sind. 3Der gesetzlich unterhaltsberechtigten Person gleichgestellt ist eine Person, wenn bei ihr 
zum Unterhalt bestimmte inländische öffentliche Mittel mit Rücksicht auf die Unterhaltsleis-
tungen des Steuerpflichtigen gekürzt werden. 4Voraussetzung ist, dass weder der Steuerpflichti-
ge noch eine andere Person Anspruch auf einen Freibetrag nach § 32 Absatz 6 oder auf Kinder-
geld für die unterhaltene Person hat und die unterhaltene Person kein oder nur ein geringes 
Vermögen besitzt; ein angemessenes Hausgrundstück im Sinne von § 90 Absatz 2 Nummer 8 
des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch bleibt unberücksichtigt.6 5Hat die unterhaltene Person 
andere Einkünfte oder Bezüge, so vermindert sich die Summe der nach Satz 1 und Satz 2 ermit-
telten Beträge um den Betrag, um den diese Einkünfte und Bezüge den Betrag von 624 Euro im 
Kalenderjahr übersteigen, sowie um die von der unterhaltenen Person als Ausbildungshilfe aus 
öffentlichen Mitteln oder von Förderungseinrichtungen, die hierfür öffentliche Mittel erhalten, 
bezogenen Zuschüsse; zu den Bezügen gehören auch steuerfreie Gewinne nach den §§ 14, 16 
Absatz 4, § 17 Absatz 3 und § 18 Absatz 3, die nach § 19 Absatz 2 steuerfrei bleibenden Einkünf-
_______________________________________________________________________________________ 

1 § 33 Abs. 4 angefügt mit Wirkung ab VZ 2011 durch Gesetz vom 1. 11. 2011 (BGBl. I S. 2131). 
2 § 33 Abs. 2 a eingefügt und Abs. 4 geändert durch Gesetz vom 9. 12. 2020 (BGBl. I S. 2770); zur erstmaligen Anwen-

dung siehe § 52 Abs. 33 c. 
3 § 33 a Abs. 1 Satz 5 geändert mit Wirkung ab VZ 2012 durch Gesetz vom 1. 11. 2011 (BGBl. I S. 2131). 
4 § 33 a Abs. 1 Satz 1 Betrag geändert durch Gesetz vom 18. 12. 2013 (BGBl. I S. 4318); Betrag geändert durch Gesetz 

vom 16. 7. 2015 (BGBl. I S. 1202); Betrag geändert mit Wirkung ab VZ 2016 durch Gesetz vom 16. 7. 2015 (BGBl. I 
S. 1202); Betrag geändert mit Wirkung ab VZ 2017 durch Gesetz vom 20. 12. 2016 (BGBl. I S. 3000); Betrag geändert mit 
Wirkung ab VZ 2018 durch Gesetz vom 20. 12. 2016 (BGBl. I S. 3000); Betrag geändert mit Wirkung ab VZ 2019 durch 
Art. 1 des Gesetzes vom 29. 11. 2018 (BGBl. I S. 2210); Betrag mit Wirkung ab VZ 2020 geändert durch Art. 3 des Gesetzes 
vom 29. 11. 2018 (BGBl. I S. 2210). 

5 § 33 a Abs. 1 Satz 1 Betrag geändert mit Wirkung für VZ 2021 und ab VZ 2022 durch Gesetz vom 1. 12. 2020 (BGBl. I 
S. 2616). 

6 § 33 a Abs. 1 Satz 4 letzter Halbsatz und Satz 8 angefügt durch Gesetz vom 26. 6. 2013 (BGBl. I S. 1809). 
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te sowie Sonderabschreibungen und erhöhte Absetzungen, soweit sie die höchstmöglichen Ab-
setzungen für Abnutzung nach § 7 übersteigen. 6 Ist die unterhaltene Person nicht unbeschränkt 
einkommensteuerpflichtig, so können die Aufwendungen nur abgezogen werden, soweit sie nach 
den Verhältnissen des Wohnsitzstaates der unterhaltenen Person notwendig und angemessen sind, 
höchstens jedoch der Betrag, der sich nach den Sätzen 1 bis 5 ergibt; ob der Steuerpflichtige 
zum Unterhalt gesetzlich verpflichtet ist, ist nach inländischen Maßstäben zu beurteilen. 
7Werden die Aufwendungen für eine unterhaltene Person von mehreren Steuerpflichtigen ge-
tragen, so wird bei jedem der Teil des sich hiernach ergebenden Betrags abgezogen, der seinem 
Anteil am Gesamtbetrag der Leistungen entspricht. 8Nicht auf Euro lautende Beträge sind ent-
sprechend dem für Ende September des Jahres vor dem Veranlagungszeitraum von der Euro- 
päischen Zentralbank bekannt gegebenen Referenzkurs umzurechnen.1  9Voraussetzung für  
den Abzug der Aufwendungen ist die Angabe der erteilten Identifikationsnummer (§ 139 b der  
Abgabenordnung) der unterhaltenen Person in der Steuererklärung des Unterhaltsleistenden, 
wenn die unterhaltene Person der unbeschränkten oder beschränkten Steuerpflicht unterliegt. 
ADie unterhaltene Person ist für diese Zwecke verpflichtet, dem Unterhaltsleistenden ihre er-
teilte Identifikationsnummer (§ 139 b der Abgabenordnung) mitzuteilen. BKommt die unter- 
haltene Person dieser Verpflichtung nicht nach, ist der Unterhaltsleistende berechtigt, bei der für 
ihn zuständigen Finanzbehörde die Identifikationsnummer der unterhaltenen Person zu erfra-
gen.2 

(2)3 1Zur Abgeltung des Sonderbedarfs eines sich in Berufsausbildung befindenden, auswärtig 
untergebrachten, volljährigen Kindes, für das Anspruch auf einen Freibetrag nach § 32 Absatz 6 
oder Kindergeld besteht, kann der Steuerpflichtige einen Freibetrag in Höhe von 924 Euro je 
Kalenderjahr vom Gesamtbetrag der Einkünfte abziehen. 2Für ein nicht unbeschränkt einkom-
mensteuerpflichtiges Kind mindert sich der vorstehende Betrag nach Maßgabe des Absatzes 1 
Satz 6. 3Erfüllen mehrere Steuerpflichtige für dasselbe Kind die Voraussetzungen nach Satz 1,  
so kann der Freibetrag insgesamt nur einmal abgezogen werden. 4 Jedem Elternteil steht grund-
sätzlich die Hälfte des Abzugsbetrags nach den Sätzen 1 und 2 zu. 5Auf gemeinsamen Antrag 
der Eltern ist eine andere Aufteilung möglich. 

(3)4 1Für jeden vollen Kalendermonat, in dem die in den Absätzen 1 und 2 bezeichneten 
Voraussetzungen nicht vorgelegen haben, ermäßigen sich die dort bezeichneten Beträge um je 
ein Zwölftel. 2Eigene Einkünfte und Bezüge der nach Absatz 1 unterhaltenen Person, die auf 
diese Kalendermonate entfallen, vermindern den nach Satz 1 ermäßigten Höchstbetrag nicht. 
3Als Ausbildungshilfe bezogene der nach Absatz 1 unterhaltenen Person Zuschüsse mindern nur 
den zeitanteiligen Höchstbetrag der Kalendermonate, für die sie bestimmt sind. 

(4) In den Fällen der Absätze 1 und 2 kann wegen der in diesen Vorschriften bezeichne- 
ten Aufwendungen der Steuerpflichtige eine Steuerermäßigung nach § 33 nicht in Anspruch 
nehmen. 

   

§ 33 b5 Pauschbeträge für Menschen mit Behinderungen, Hinterbliebene und Pflege- 
personen 

(1)5 1Wegen der Aufwendungen für die Hilfe bei den gewöhnlichen und regelmäßig wieder-
kehrenden Verrichtungen des täglichen Lebens, für die Pflege sowie für einen erhöhten Wä-
schebedarf können Menschen mit Behinderungen unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 an- 
stelle einer Steuerermäßigung nach § 33 einen Pauschbetrag nach Absatz 3 geltend machen  
(Behinderten-Pauschbetrag). 2Das Wahlrecht kann für die genannten Aufwendungen im je-
weiligen Veranlagungszeitraum nur einheitlich ausgeübt werden. 

(2)6 Einen Pauschbetrag erhalten Menschen, deren Grad der Behinderung auf mindestens 20 
feststellt ist, sowie Menschen, die hilflos im Sinne des Absatzes 3 Satz 4 sind. 

(3)6 1Die Höhe des Pauschbetrags nach Satz 2 richtet sich nach dem dauernden Grad der 
Behinderung. 2Als Pauschbetrag werden gewährt bei einem Grad der Behinderung von min-
destens: 
20 .....................................................  384 Euro, 
30 .....................................................  620 Euro, 
40 .....................................................  860 Euro, 
50 .....................................................  1140 Euro, 
_______________________________________________________________________________________ 

1 § 33 a Abs. 1 Satz 4 letzter Halbsatz und Satz 8 angefügt durch Gesetz vom 26. 6. 2013 (BGBl. I S. 1809). 
2 § 33 a Abs. 1 Sätze 9 bis 11 angefügt mit Wirkung ab VZ 2015 durch Gesetz vom 25. 7. 2014 (BGBl. I S. 1266). 
3 § 33 a Abs. 2 Satz 2 aufgehoben, bisheriger Satz 3 geändert mit Wirkung ab VZ 2012 durch Gesetz vom 1. 11. 2011 

(BGBl. I S. 2131); Abs. 2 Satz 3 (jetzt Satz 2) Zitat geändert durch Gesetz vom 8. 12. 2010 (BGBl. I S. 1768); Abs. 2 bisheri-
ger Satz 2 aufgehoben und bisheriger Satz 5 (jetzt Satz 4) geändert mit Wirkung ab VZ 2012 durch Gesetz vom 1. 11. 2011 
(BGBl. I S. 2131). 

4 § 33 a Abs. 3 Satz 2 und 3 geändert mit Wirkung ab VZ 2014 durch Gesetz vom 25. 7. 2014 (BGBl. I S. 1266). 
5 § 33 b Überschrift und Abs. 1 Satz 1 geändert durch Gesetz vom 9. 12. 2020 (BGBl. I S. 2770). 
6 § 33 b Abs. 2 und 3 neugefasst durch Gesetz vom 9. 12. 2020 (BGBl. I S. 2770); zur erstmaligen Anwendung siehe § 52 

Abs. 33 c. 
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60 .....................................................  1440 Euro, 
70 .....................................................  1780 Euro, 
80 .....................................................  2120 Euro, 
90 .....................................................  2460 Euro, 
100 ...................................................  2840 Euro. 
3Menschen, die hilflos im Sinne des Satzes 4 sind, Blinde und Taubblinde erhalten einen 
Pauschbetrag von 7400 Euro; in diesem Fall kann der Pauschbetrag nach Satz 2 nicht zusätzlich 
in Anspruch genommen werden. 4Hilflos ist eine Person, wenn sie für eine Reihe von häufig 
und regelmäßig wiederkehrenden Verrichtungen zur Sicherung ihrer persönlichen Existenz im 
Ablauf eines jeden Tages fremder Hilfe dauernd bedarf. 5Diese Voraussetzungen sind auch er-
füllt, wenn die Hilfe in Form einer Überwachung oder einer Anleitung zu den in Satz 4 ge-
nannten Verrichtungen erforderlich ist oder wenn die Hilfe zwar nicht dauernd geleistet werden 
muss, jedoch eine ständige Bereitschaft zur Hilfeleistung erforderlich ist. 

(4) 1Personen, denen laufende Hinterbliebenenbezüge bewilligt worden sind, erhalten auf 
Antrag einen Pauschbetrag von 370 Euro (Hinterbliebenen-Pauschbetrag), wenn die Hinterblie-
benenbezüge geleistet werden 
1. nach dem Bundesversorgungsgesetz oder einem anderen Gesetz, das die Vorschriften des Bundesversor-

gungsgesetzes [ab 1. 1. 2024: Vierzehnten Buch Sozialgesetzbuch oder einem anderen Gesetz, 
das die Vorschriften des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch]1 über Hinterbliebenenbezüge 
für entsprechend anwendbar erklärt, oder 

2. nach den Vorschriften über die gesetzliche Unfallversicherung oder 
3. nach den beamtenrechtlichen Vorschriften an Hinterbliebene eines an den Folgen eines 

Dienstunfalls verstorbenen Beamten oder 
4. nach den Vorschriften des Bundesentschädigungsgesetzes über die Entschädigung für Schäden 

an Leben, Körper oder Gesundheit oder 
[ab 1. 1. 2025: 
5.2 nach den Vorschriften des Soldatenentschädigungsgesetzes.] 
2Der Pauschbetrag wird auch dann gewährt, wenn das Recht auf die Bezüge ruht oder der An-
spruch auf die Bezüge durch Zahlung eines Kapitals abgefunden worden ist. 

(5)3 1Steht der Behinderten-Pauschbetrag oder der Hinterbliebenen-Pauschbetrag einem 
Kind zu, für das der Steuerpflichtige Anspruch auf einen Freibetrag nach § 32 Absatz 6 oder auf 
Kindergeld hat, so wird der Pauschbetrag auf Antrag auf den Steuerpflichtigen übertragen, wenn 
ihn das Kind nicht in Anspruch nimmt. 2Dabei ist der Pauschbetrag grundsätzlich auf beide 
Elternteile je zur Hälfte aufzuteilen, es sei denn, der Kinderbetrag wurde auf den anderen El-
ternteil übertragen. 3Auf gemeinsamen Antrag der Eltern ist eine andere Aufteilung möglich. 
4 In diesen Fällen besteht für Aufwendungen, für die der Behinderten-Pauschbetrag gilt, kein 
Anspruch auf eine Steuerermäßigung nach § 33. 5Voraussetzung für die Übertragung nach 
Satz 1 ist die Angabe der erteilten Identifikationsnummer (§ 139 b der Abgabenordnung) des 
Kindes in der Einkommensteuererklärung des Steuerpflichtigen.4 

(6)4 1Wegen der außergewöhnlichen Belastungen, die einem Steuerpflichtigen durch die 
Pflege einer Person erwachsen, kann er anstelle einer Steuerermäßigung nach § 33 einen 
Pauschbetrag geltend machen (Pflege-Pauschbetrag), wenn er dafür keine Einnahmen im Kalen-
derjahr erhält und der Steuerpflichtige die Pflege entweder in seiner Wohnung oder in der Woh-
nung des Pflegebedürftigen persönlich durchführt und diese Wohnung in einem Mitgliedstaat 
der Europäischen Union oder in einem Staat gelegen ist, auf den das Abkommen über den Eu-
ropäischen Wirtschaftsraum anzuwenden ist. 2Zu den Einnahmen nach Satz 1 zählt unabhängig 
von der Verwendung nicht das von den Eltern eines Kindes mit Behinderungen für dieses Kind 
empfangene Pflegegeld. 3Als Pflege-Pauschbetrag wird gewährt: 
 1. bei Pflegegrad 2   600 Euro, 
 2. bei Pflegegrad 3   1100 Euro, 
 3. bei Pflegegrad 4 oder 5  1800 Euro. 
4Ein Pflege-Pauschbetrag nach Satz 3 Nummer 3 wird auch gewährt, wenn die gepflegte Per-
son hilflos im Sinne des § 33b Absatz 3 Satz 4 ist. 5Bei erstmaliger Feststellung, Änderung  
oder Wegfall des Pflegegrads im Laufe des Kalenderjahres ist der Pflege-Pauschbetrag nach  
dem höchsten Grad zu gewähren, der im Kalenderjahr festgestellt war. 6Gleiches gilt, wenn die 
Person die Voraussetzungen nach Satz 4 erfüllt. 7Sind die Voraussetzungen nach Satz 4 er- 
füllt, kann der Pauschbetrag nach Satz 3 Nummer 1 und 2 nicht zusätzlich in Anspruch ge- 
_______________________________________________________________________________________ 

1 § 33 b Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 geändert ab 1. 1. 2024 durch Gesetz vom 12. 12. 2019 (BGBl. I S. 2652).  
2 § 33 b Abs. 4 Satz 1 Nr. 5 angefügt mit Wirkung ab 1. 1. 2025 durch Gesetz vom 20. 8. 2021 (BGBl. I S. 3932). 
3 § 33 b Abs. 5 Satz 2 geändert mit Wirkung ab VZ 2012 durch Gesetz vom 1. 11. 2011 (BGBl. I S. 2131). 
4 § 33 b Abs. 5 Satz 5 eingefügt sowie Abs. 6 neugefasst durch Gesetz vom 9. 12. 2020 (BGBl. I S. 2770); zur erstmaligen 

Anwendung siehe § 52 Abs. 33 c. 
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nommen werden. 8Voraussetzung für die Gewährung des Pflege-Pauschbetrags ist die An- 
gabe der erteilten Identifikationsnummer (§ 139b der Abgabenordnung) der gepflegten Person 
in der Einkommensteuererklärung des Steuerpflichtigen. 9Wird ein Pflegebedürftiger von  
mehreren Steuerpflichtigen im Veranlagungszeitraum gepflegt, wird der Pflege-Pauschbetrag 
nach der Zahl der Pflegepersonen, bei denen die Voraussetzungen der Sätze 1 bis 4 vorliegen, 
geteilt. 

(7) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates zu bestimmen, wie nachzuweisen ist, dass die Voraussetzungen für die Inanspruch-
nahme der Pauschbeträge vorliegen. 

(8)1 Die Vorschrift des § 33b Absatz 6 ist ab Ende des Kalenderjahres 2026 zu evaluieren. 
  

§ 34 Außerordentliche Einkünfte  
(1) 1Sind in dem zu versteuernden Einkommen außerordentliche Einkünfte enthalten, so ist 

die auf alle im Veranlagungszeitraum bezogenen außerordentlichen Einkünfte entfallende Ein-
kommensteuer nach den Sätzen 2 bis 4 zu berechnen. 2Die für die außerordentlichen Einkünfte 
anzusetzende Einkommensteuer beträgt das Fünffache des Unterschiedsbetrags zwischen der 
Einkommensteuer für das um diese Einkünfte verminderte zu versteuernde Einkommen (ver-
bleibendes zu versteuerndes Einkommen) und der Einkommensteuer für das verbleibende zu 
versteuernde Einkommen zuzüglich eines Fünftels dieser Einkünfte. 3 Ist das verbleibende zu 
versteuernde Einkommen negativ und das zu versteuernde Einkommen positiv, so beträgt die 
Einkommensteuer das Fünffache der auf ein Fünftel des zu versteuernden Einkommens ent-
fallenden Einkommensteuer. 4Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht für außerordentliche Einkünfte im 
Sinne des Absatzes 2 Nummer 1, wenn der Steuerpflichtige auf diese Einkünfte ganz oder teil-
weise § 6 b oder § 6 c anwendet. 

(2)2 Als außerordentliche Einkünfte kommen nur in Betracht: 
1. Veräußerungsgewinne im Sinne der §§ 14, 14 a Absatz 1, der §§ 16 und 18 Absatz 3 mit Aus-

nahme des steuerpflichtigen Teils der Veräußerungsgewinne, die nach § 3 Nummer 40 Buch-
stabe b in Verbindung mit § 3 c Absatz 2 teilweise steuerbefreit sind; 

2. Entschädigungen im Sinne des § 24 Nummer 1; 
3. Nutzungsvergütungen und Zinsen im Sinne des § 24 Nummer 3, soweit sie für einen Zeit-

raum von mehr als drei Jahren nachgezahlt werden; 
4. Vergütungen für mehrjährige Tätigkeiten; mehrjährig ist eine Tätigkeit, soweit sie sich über 

mindestens zwei Veranlagungszeiträume erstreckt und einen Zeitraum von mehr als zwölf 
Monaten umfasst. 
(3) 1Sind in dem zu versteuernden Einkommen außerordentliche Einkünfte im Sinne des 

Absatzes 2 Nummer 1 enthalten, so kann auf Antrag abweichend von Absatz 1 die auf den Teil 
dieser außerordentlichen Einkünfte, der den Betrag von insgesamt 5 Millionen Euro nicht über-
steigt, entfallende Einkommensteuer nach einem ermäßigten Steuersatz bemessen werden, wenn 
der Steuerpflichtige das 55. Lebensjahr vollendet hat oder wenn er im sozialversicherungsrechtli-
chen Sinne dauernd berufsunfähig ist. 2Der ermäßigte Steuersatz beträgt 56 Prozent des durch-
schnittlichen Steuersatzes, der sich ergäbe, wenn die tarifliche Einkommensteuer nach dem ge-
samten zu versteuernden Einkommen zuzüglich der dem Progressionsvorbehalt unterliegenden 
Einkünfte zu bemessen wäre, mindestens jedoch 14 Prozent.3 3Auf das um die in Satz 1 ge-
nannten Einkünfte verminderte zu versteuernde Einkommen (verbleibendes zu versteuerndes 
Einkommen) sind vorbehaltlich des Absatzes 1 die allgemeinen Tarifvorschriften anzuwenden. 
4Die Ermäßigung nach den Sätzen 1 bis 3 kann der Steuerpflichtige nur einmal im Leben in 
Anspruch nehmen. 5Erzielt der Steuerpflichtige in einem Veranlagungszeitraum mehr als einen 
Veräußerungs- oder Aufgabegewinn im Sinne des Satzes 1, kann er die Ermäßigung nach den 
Sätzen 1 bis 3 nur für einen Veräußerungs- oder Aufgabegewinn beantragen. 6Absatz 1 Satz 4 ist 
entsprechend anzuwenden. 

  
§ 34 a4 Begünstigung der nicht entnommenen Gewinne  

(1) 1Sind in dem zu versteuernden Einkommen nicht entnommene Gewinne aus Land- und 
Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb oder selbständiger Arbeit (§ 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3) 
im Sinne des Absatzes 2 enthalten, ist die Einkommensteuer für diese Gewinne auf Antrag des 
Steuerpflichtigen ganz oder teilweise mit einem Steuersatz von 28,25 Prozent zu berechnen; dies 
gilt nicht, soweit für die Gewinne der Freibetrag nach § 16 Absatz 4 oder die Steuerermäßigung 
nach § 34 Absatz 3 in Anspruch genommen wird oder es sich um Gewinne im Sinne des § 18 
Absatz 1 Nummer 4 handelt. 2Der Antrag nach Satz 1 ist für jeden Betrieb oder Mitunterneh-
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1 § 33 b Abs. 8 eingefügt durch Gesetz vom 9. 12. 2020 (BGBl. I S. 2770); zur erstmaligen Anwendung siehe § 52 Abs. 33 c. 
2 § 34 Abs. 2 Nr. 5 aufgehoben mit Wirkung ab VZ 2012 durch Gesetz vom 1. 11. 2011 (BGBl. I S. 2131). 
3 § 34 Abs. 3 Satz 2 geändert durch Gesetz vom 8. 12. 2010 (BGBl. I S. 1768). 
4 Zur Anwendung siehe § 52 Abs. 34. 


